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6 2 . Bundesverfassungsgesetz vom 25. Jänner
1973 über die Änderung der Landesgrenze
zwischen dem Land Oberösterreich und dem
Land Steiermark im Bereich des Laussabaches

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Landesgrenze zwischen dem Land
Oberösterreich und dem Land Steiermark ist im
Bereich der oberösterreichischen Gemeinde
Weyer-Land (politischer Bezirk Steyr-Land) und
der steiermärkischen Gemeinde Weißenbach an
der Enns (politischer Bezirk Liezen) zwischen
den Abgrenzungslinien Nr. 1 und Nr. 2, Nr. 3
und Nr. 4 sowie Nr. 5 und Nr. 6 durch die
Mittellinie des Laussabaches bestimmt. Die Ab-
grenzungslinien sind Gerade, die durch je zwei
mit gleichen Ziffern bezeichnete, koordinaten-
mäßig ausgewiesene Festpunkte festgelegt sind;
ihre Lage ist im beiliegenden Plan im Maßstab
1 :5760 dargestellt.

(2) Die Mittellinie des Laussabaches ist eine
ausgeglichene, fortlaufende Linie, die von den
beiderseitigen Benetzungslinien bei mittlerer
Wasserführung gleich weit entfernt ist.

§ 2. In den im § 1 angeführten Grenzstrecken
folgt die Landesgrenze den allmählichen und
natürlichen Veränderungen der Mittellinie des
Laussabaches.

§ 3. (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt
gleichzeitig mit den nach Art. 3 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 erforderlichen übereinstimmenden Verfas-
sungsgesetzen des Landes Oberösterreich und des
Landes Steiermark mit dem der Kundmachung
des zuletzt verlautbarten Verfassungsgesetzes fol-
genden Monatsersten in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

6 3 . Bundesgesetz vom 25. Jänner 1973
über die Errichtung eines Fonds „Österreichi-
sches Bundesinstitut für Gesundheitswesen"

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zur Förderung des Gesundheitswesens
in Österreich wird ein Fonds errichtet.

(2) Der Fonds führt den Namen „Österrei-
chisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen"
und besitzt eigene Rechtspersönlichkeit; er hat
seinen Sitz in Wien.

§ 2. Dem Fonds obliegen folgende Aufgaben:

a) Erarbeitung von Methoden zur Erfassung
von Daten, die für den Gesundheitszu-
stand der Bevölkerung von Bedeutung
sind, sowie Sammlung, Analyse und Aus-
wertung solcher Daten; Dokumentation;

b) Durchführung von Studien und Forschun-
gen sowie Informationen über Forschungen
auf dem Gebiete des Gesundheitswesens;

c) vorbereitende Maßnahmen der Planung
und Erarbeitung von Orientierungshilfen
für Planungen auf dem Gebiete des Ge-
sundheitswesens, im besonderen in den
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Fragen der Organisation der ärztlichen
einschließlich der spitalsmäßigen Versor-
gung, der Präventiv- und Sozialmedizin so-
wie in der Umwelthygiene;

d) Organisation von Aus- und Fortbildungs-
veranstaltungen für Personen, die im
Dienste der Volksgesundheit tätig werden.

§ 3. Die Mittel des Fonds werden aufge-
bracht durch

a) Zuwendungen, die nach Maßgabe des jähr-
lichen Bundesfinanzgesetzes vom Bund zu
gewähren sind;

b) freiwillige Zuwendungen anderer Gebiets-
körperschaften und gesetzlicher Interessen-
vertretungen;

c) sonstige Zuwendungen.

§ 4. Organe des Fonds sind:
a) das Kuratorium,
b) der Fachbeirat,
c) der Geschäftsführer.

§ 5. (1) Das Kuratorium besteht aus dreizehn
Mitgliedern. Als Mitglieder sind zu bestellen:

a) drei vom Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz,

b) zwei vom Bundesminister für soziale Ver-
waltung,

c) eines vom Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung,

d) eines vom Bundesminister für Unterricht
und Kunst,

e) eines vom Bundesminister für Finanzen,
f) zwei Vertreter der Bundesländer auf Grund

eines gemeinsamen Beschlusses der Landes-
hauptmänner,

g) ein Vertreter des Österreichischen Städte-
und des Österreichischen Gemeindebundes,

h) eines von der Österreichischen Ärztekam-
mer und

i) eines vom Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger.

(2) Werden Angelegenheiten behandelt, die
den Wirkungsbereich eines im Kuratorium nicht
vertretenen Bundesministers berühren, so ist ein
vom betreffenden Bundesminister zu bestellen-
des Mitglied den Beratungen beizuziehen.

§ 6. (1) Dem Kuratorium obliegt:
a) die Wahl seines Vorsitzenden;
b) die Beschlußfassung über die eigene Ge-

schäftsordnung und die von anderen Or-
ganen des Institutes;

c) die Bestellung der Mitglieder des Fachbei-
rates, des Geschäftsführers und seines Stell-
vertreters;

d) die Beschlußfassung über das Arbeitspro-
gramm des Institutes nach Anhören des
Fachbeirates;

e) die Beschlußfassung über den Jahresvoran-
schlag und den Rechnungsabschluß;

f) die Beschlußfassung über den Jahresbericht
des Geschäftsführers und die Vorlage des
Berichtes an den Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz.

(2) Das Kuratorium ist von seinem Vorsitzen-
den mindestens zweimal im Jahr einzuberufen,
ferner, wenn es mindestens vier Mitglieder des
Kuratoriums verlangen. Es ist bei Anwesen-
heit von mindestens der Hälfte der Mit-
glieder beschlußfähig. Das Kuratorium faßt seine
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums üben ihre
Funktion ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch
auf Vergütung der Fahrtkosten.

§ 7. (1) Der Fachbeirat besteht aus 21 Personen
mit hervorragendem Wissen auf den für die
Aufgaben des Institutes bedeutsamen Gebieten
des Gesundheitswesens.

(2) Die Mitglieder des Fachbeirates werden
vom Kuratorium auf die Dauer von drei Jahren
bestellt; jedoch endet bei der erstmaligen Bestel-
lung des Fachbeirates die Funktionsperiode für
ein Drittel seiner Mitglieder erst nach vier Jah-
ren und für ein weiteres Drittel erst nach fünf
Jahren. Hierüber hat das Los zu entscheiden.

(3) Die Mitglieder des Fachbeirates wählen aus
ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter. Die näheren Bestimmungen über die
Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertreters
trifft die Geschäftsordnung.

(4) Die Mitglieder des Fachbeirates haben An-
spruch auf Vergütung der notwendigen Auslagen
und Fahrtkosten. Im übrigen ist ihre Tätigkeit
ehrenamtlich.

§ 8. (1) Dem Fachbeirat obliegt:

a) die Stellungnahme zu dem vom Ge-
schäftsführer vorbereiteten Arbeitspro-
gramm des Institutes;

b) die Beratung des Geschäftsführers in fach-
lichen Fragen.

(2) Der Fachbeirat ist berechtigt, im Rahmen
der dem Institut zukommenden Aufgaben aus
eigenem Vorschläge an das Kuratorium oder an
den Geschäftsführer zu erstatten.

§ 9. (1) Die Sitzungen des Fachbeirates sind
von seinem Vorsitzenden, im Falle seiner Ver-
hinderung von dessen Stellvertreter einzuberufen.
Außerdem sind die Sitzungen auf Verlangen des
Geschäftsführers einzuberufen.

(2) Der Geschäftsführer ist berechtigt, an den
Sitzungen des Fachbeirates teilzunehmen.
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(3) Der Fachbeirat kann aus seiner Mitte stän-
dige oder nichtständige Arbeitsausschüsse bilden,
denen er die Vorbereitung und Bearbeitung
einzelner Angelegenheiten übertragen kann. Er
ist auch berechtigt, die Vorbereitung und Be-
arbeitung einzelner Angelegenheiten einem ein-
zelnen Mitglied zu übertragen. Ferner können
mit Zustimmung des Geschäftsführers zur Vor-
bereitung und Bearbeitung einzelner Angelegen-
heiten dem Fachbeirat nicht angehörende Fach-
leute zugezogen werden.

(4) Zu einem Beschluß des Fachbeirates ist die
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen er-
forderlich.

(5) Die Geschäfte des Fachbeirates werden vom
Geschäftsführer des Institutes geführt. Diesem
obliegt auch die Vorbereitung der Sitzungen des
Fachbeirates.

§ 10. (1) Der Geschäftsführer wird vom Kura-
torium für diese Funktion auf die Dauer von
fünf Jahren bestellt und von diesem abberufen.
Dem Geschäftsführer obliegt außer den ihm nach
anderen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
übertragenen Aufgaben die Leitung des Institutes.
Er vertritt das Institut in Rechtsgeschäften nach
außen.

(2) Der Geschäftsführer hat das Arbeitspro-
gramm, den Jahresvoranschlag, den Jahresbericht
und den Rechnungsabschluß des Institutes dem
Kuratorium vorzulegen.

§ 11. Die Organe sowie die Dienststellen des
Bundes und der Länder, die gesetzlichen Interes-
senvertretungen, die Hochschulen sowie die Trä-
ger der Sozialversicherung sind verpflichtet, dem
Institut auf Verlangen die zur Erfüllung seiner
Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Das Institut ist gegenüber diesen Stellen
zu dem gleichen Verhalten verpflichtet.

§ 12. (1) Die in den §§ 6 und 7 angeführten
Organe, die gemäß § 9 Abs. 3 zugezogenen Fach-
leute, der Geschäftsführer sowie die Ange-
stellten des Institutes sind verpflichtet, über
die ihnen in Ausübung ihres Amtes bekannt-
gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu be-
wahren.

(2) Die Sammlung, Analyse und Auswertung
der im § 2 lit. a genannten Daten darf nur unter
Sicherung des Anspruchs auf Achtung des Privat-,
Berufs- und Familienlebens erfolgen. Gesammelte
Daten dürfen nur in einer solchen Form ausge-
wertet oder weitergegeben werden, daß ein Rück-
schluß auf Einzelpersonen nicht möglich ist.

§ 13. Das Institut ist abgabenrechtlich wie eine
Körperschaft öffentlichen Rechts zu behandeln.
Unentgeltliche Zuwendungen an das Institut
unterliegen nicht der Erbschafts(Schenkungs)-
steuer.

§ 14. (1) Die erstmalige Einberufung des Kura-
toriums obliegt dem Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz, die erstmalige Einberu-
fung des Fachbeirates dem Vorsitzenden des
Kuratoriums.

(2) Der Vorsitzende des Kuratoriums hat bei
der erstmaligen Bestellung des Fachbeirates den
gemäß § 7 Abs. 2 zu treffenden Losentscheid
über die Dauer der Funktionsperiode der Mit-
glieder vorzunehmen.

§ 15. (1) Das Institut wird bei seiner Ge-
schäftsführung und Gebarung vom Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz be-
aufsichtigt. Die Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse
der Organe des Institutes, die nicht ihrer Ge-
nehmigung bedürfen, aufzuheben, wenn sie be-
stehenden Vorschriften nicht entsprechen.

(2) Die Beschlüsse der Organe des Institutes
bedürfen in folgenden Angelegenheiten der Ge-
nehmigung des Bundesministers für Gesundheit
und Umweltschutz:

a) die Geschäftsordnung,
b) der Jahresvoranschlag,
c) der Rechnungsabschluß,
d) der Abschluß von Rechtsgeschäften, die

eine dauernde oder mehrjährige finanzielle
Belastung des Institutes zum Gegenstand
haben.

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Be-
schluß den gesetzlichen Vorschriften entspricht
und im Falle der lit. d mit der finanziellen Lei-
stungsfähigkeit des Institutes im Einklang steht.

(3) Die Protokolle über die Sitzungen des
Kuratoriums sind der Aufsichtsbehörde unver-
züglich vorzulegen. Der Geschäftsführer hat der
Aufsichtsbehörde auf deren Wunsch in den von
ihr bezeichneten Angelegenheiten jederzeit Aus-
kunft zu erteilen.

§ 16. Wer vorsätzlich Tatsachen des Privat-,
Berufs- oder Familienlebens betreffende Daten
der im § 2 lit. a bezeichneten Art, die ihm aus-
schließlich kraft seiner Beschäftigung mit der
Sammlung, Analyse oder Auswertung solcher
Daten anvertraut worden oder zugänglich ge-
worden sind, entgegen den Bestimmungen des
§ 12 Abs. 2 offenbart oder verwertet, macht sich,
sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe be-
droht ist, einer Verwaltungsübertretung schuldig
und ist mit Arrest bis zu sechs Wochen oder mit
Geldstrafe bis zu 50.000 S zu bestrafen.

§ 17. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist hinsichtlich

a) des § 5 Abs. 1 lit. b der Bundesminister für
soziale Verwaltung,

b) des § 5 Abs. 1 lit. c der Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung,
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c) des § 5 Abs. 1 lit. d der Bundesminister
für Unterricht und Kunst,

d) des § 5 Abs. 1 lit. e und des § 13 der
Bundesminister für Finanzen und

e) der übrigen Bestimmungen der Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz

betraut.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1973 in Kraft.

Jonas
Kreisky Leodolter Häuser
Firnberg Sinowatz Androsch

6 4 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 23. Jänner
1973, mit der eine Allgemeine Viehzählung,
eine Rinderzwischenzählung und Schweine-

zwischenzählungen angeordnet werden

Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3, 4 Abs. 1
und 2, 7 Abs. 1, 4 und 7 sowie der §§ 8 und 10
Abs. 1 des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl.
Nr. 91, wird — hinsichtlich des § 9 im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen —
verordnet :

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat im Jahre 1973 eine Allgemeine Viehzählung,
eine Rinderzwischenzählung und Schweine-
zwischenzählungen durchzuführen.

§ 2. (1) Stichtag für die Allgemeine Viehzäh-
lung ist der 3. Dezember. Die Zählung ist als
Vollerhebung durchzuführen.

(2) Stichtag für die Rinderzwischenzählung ist
der 3. Juni, Stichtage für die Schweinezwischen-
zählungen sind der 3. März, der 3. Juni und der
3. September. Die Erhebungen sind als Stich-
probenerhebungen durchzuführen.

§ 3. Bei der Allgemeinen Viehzählung sind zu
erfassen:

a) der Bestand an Pferden, Rindern, Schwei-
nen, Schafen und Hühnern, gegliedert nach
Alter, Geschlecht und Verwendungszweck,
sowie der Bestand an Ziegen, Truthühnern,
Gänsen und Enten;

b) die Hausschlachtungen von Stechvieh (Käl-
bern, Schweinen und Schafen) im Zeitraum
des dem Stichtag vorangegangenen Jahres.

§ 4.. Bei der Rinderzwischenzählung ist der
Bestand an Rindern, gegliedert nach Alter, Ge-
schlecht und Verwendungszweck, zu erfassen.

§ 5. Bei den Schweinezwischenzählungen sind
der Bestand an Schweinen, gegliedert nach Alter,
Geschlecht und Verwendungszweck, sowie die
Hausschlachtungen von Schweinen, die im Zeit-
raum von drei Monaten vor dem Stichtag vor-
genommen worden sind, zu erfassen.

§ 6. Zur Auskunftserteilung sind alle Personen
verpflichtet, die in den §§ 3, 4 und 5 der Ver-
ordnung bezeichnete Tiere besitzen oder im Er-
hebungszeitraum Stechvieh hausgeschlachtet
haben. Die Tiere sind an deren Standort zu
zählen.

§ 7. Die Erhebung ist von der Gemeinde in der
Form durchzuführen, daß vom Bürgermeister
herangezogene Zähl- und Kontrollorgane an Ort
und Stelle auf Grund mündlicher Befragung Er-
hebungslisten ausfüllen. Die Gemeinde hat an
Hand dieser Listen die Gemeindesumme zu bil-
den und auf das Gemeindeblatt zu übertragen.
Die Erhebungslisten und. die Urschrift des Ge-
meindeblattes verbleiben bei der Gemeinde,
welche diese Unterlagen zwei Jahre hindurch
aufzubewahren hat.

§ 8. (1) Die Gemeinden haben die Reinschrift
des Gemeindeblattes bis spätestens zum neun-
ten Tag nach dem jeweiligen Stichtag der Bezirks-
verwaltungsbehörde vorzulegen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die
Gemeindeblätter zu sammeln und bei der All-
gemeinen Viehzählung deren Ergebnisse in eine
Bezirksliste zu übertragen.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben
a) bei der Allgemeinen Viehzählung bis späte-

stens zum fünfzehnten Tag und
b) bei den Rinder- und Schweinezwischen-

zählungen bis spätestens zum zwölften Tag
nach dem jeweiligen Stichtag die Gemeindeblätter
und die Bezirkslisten an das Österreichische Stati-
stische Zentralamt weiterzuleiten.

(4) Die Städte mit eigenem Statut haben die
Reinschrift des Gemeindeblattes bis spätestens
zum fünfzehnten Tag nach dem jeweiligen Stich-
tag direkt an das Österreichische Statistische Zen-
tralamt einzusenden.

§ 9. Den Gemeinden ist auf Antrag eine Ab-
findung der ihnen bei der Mitwirkung an den
statistischen Erhebungen entstehenden Kosten in
der Höhe

a) von S 10'80 bei der Allgemeinen Vieh-
zählung und der Erhebung der Haus-
schlachtungen von Stechvieh,

b) von S 7'20 bei der Rinder- und Schweine-
zwischenzählung und der Erhebung der
Hausschlachtungen von Schweinen am
3. Juni,

c) von S 5'40 bei den Schweinezwischenzählun-
gen sowie bei den Erhebungen der Haus-
schlachtungen von Schweinen am 3. März
und 3. September

je Tierbesitzer zu gewähren.

§ 10. Einzelangaben, die im Zuge der Er-
hebungen bekanntgeworden sind und sich auf
den Viehbestand (Allgemeine Viehzählung) be-
ziehen, dürfen in karteimäßiger Führung auch
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für Zwecke der Vollziehung der Tierzuchtförde-
rungsgesetze, Tierseuchenkassengesetze, Gemeinde-
wasserversorgungsgesetze, des Landwirtschafts-
gesetzes, BGBl. Nr. 155/1960, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 453/1972, des
Marktordnungsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 36/1968,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 455/1972, des Tierseuchengesetzes, RGBl.
Nr. 177/1909, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 128/1954, sowie des Bang-
seuchengesetzes, BGBl. Nr. 147/1957, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 115/1960,
herangezogen werden.

Weihs

6 5 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 24. Jänner 1973, mit der die
Verordnung vom 12. Dezember 1972, BGBl.
Nr. 495, über die Pauschbesteuerung von
vorübergehend beschäftigten Arbeitnehmern

berichtigt wird

Im § 1 der Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 12. Dezember 1972, BGBl.
Nr. 495, über die Pauschbesteuerung von vor-
übergehend beschäftigten Arbeitnehmern, haben
im Klammerausdruck des ersten Satzes die Worte
„einschließlich Beiträge" zu entfallen.

Androsch

66.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 42/72
5. Dezember 1972
Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT NO-
VEMBER 1972 IN VERLUST GERATEN

GEMELDET WURDEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der im Dokument
ED-Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat November
1972 in Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der angeführ-
ten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese daher
für den Import von Kaffee, für die Gutschrei-
bung auf ein Transitmarkenkonto oder zur Aus-
stellung von Teilzeugnissen nicht angenommen
werden dürfen.
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Anlage zu § 1

BGBl. Nr. 62/1973


